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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch den Richter Dr. Rosenauer als Einzelrichter Gber die Beschwerde von Herrn
XXXX, geboren XXXX, Staatsangehorigkeit Afghanistan, vertreten durch Rechtsanwaltin XXXX, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 17.04.2018, Zahl 1074429002-150707654, den Beschluss:

A) Der Beschwerde wird gemal? § 18 Abs. 5 BFA-VG die aufschiebende
Wirkung zuerkannt.

B) Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig.

Text

BEGRUNDUNG:

1. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1.1. Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (in der Folge BFA) hat mit Bescheid vom 17.04.2018, Zahl 1074429002-
150707654, den Antrag auf internationalen Schutz des Beschwerdeflihrers (in der Folge BF), gemalR 88 3 und 8
Asylgesetz 2005 (in der Folge AsylG) abgewiesen. Gleichzeitig wurde der BF gemal3 § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet nach Afghanistan ausgewiesen und gemald 8 52 Abs. 9 Fremdenpolizeigesetz (in der
Folge FPG) festgestellt, dass die Abschiebung des BF gemal § 46 FPG nach Afghanistan zulassig sei. Ein Aufenthaltstitel
aus berucksichtigungswurdigen Grinden gemald 8 57 AsylG wurde dem BF nicht erteilt (Spruchpunkte I. bis V.).

In Spruchpunkt VII. wurde einer Beschwerde gegen diese Ruckkehrentscheidung gema3§ 18 Abs. 1 Z 3 BFA-VG die
aufschiebende Wirkung aberkannt.

1.2. Der nahere erstbehordliche Verfahrensgang ergibt sich aus dem Verwaltungsakt.

1.3. Gegen diesen Bescheid erhob der BF mit Schriftsatz seiner gewillklrten Vertreterin vom 07.05.2018 fristgerecht
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das Rechtsmittel der Beschwerde.

1.4. Die Beschwerde langte am 30.05.2018 beim Bundesverwaltungsgericht ein.
2. Rechtliche Beurteilung und Beweiswurdigung:

2.1. Anzuwendendes Recht:

Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz Uber die Gewahrung von Asyl in Kraft getreten (Asylgesetz 2005BGBI. | Nr.
100/2005 in der geltenden Fassung, AsylG) und auf die ab diesem Zeitpunkt gestellten Asylantrage anzuwenden.

Im gegenstandlichen Fall wurde der Antrag auf internationalen Schutz nach diesem Zeitpunkt gestellt, weshalb das
AsylG in der geltenden Fassung zur Anwendung gelangt.

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
33/2013, in der geltenden Fassung, geregelt (8 1 leg. cit.). GemaR§ 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal? Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§8 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

GemalR§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein

Erkenntnis zu fallen ist.
§ 18 BFA-VG samt Uberschrift lautet auszugsweise:
Aberkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde

8 18. (1) Einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz kann
das Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkennen, wenn

[...]

3. der Asylwerber das Bundesamt Uber seine wahre Identitdt, seine Staatsangehdrigkeit oder die Echtheit seiner
Dokumente trotz Belehrung Uber die Folgen zu tduschen versucht hat,

[...]

(5) Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde, der die aufschiebende Wirkung vom Bundesamt aberkannt
wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde von Amts wegen die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen,
wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen
Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, Art. 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit
sich bringen wiirde. In der Beschwerde gegen den in der Hauptsache ergangenen Bescheid sind die Grinde, auf die
sich die Behauptung des Vorliegens einer realen Gefahr oder einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit gemaR Satz 1 stltzt, genau zu bezeichnen. § 38 VWGG gilt.

(6) Ein Ablauf der Frist nach Abs. 5 steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht entgegen.

(7) Die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VWGVG sind in den Fallen der Abs. 1 bis 6 nicht anwendbar.
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Gemal 8 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine muandliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.

Gemal’ 8 24 Abs. 1 des VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von
Amts wegen eine 6ffentliche mundliche Verhandlung durchzufihren.

2.2. Rechtlich folgt daraus:
Zu A) Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung:

Aus der dem Bundesverwaltungsgericht zum derzeitigen Entscheidungszeitpunkt zur Verfigung stehenden Aktenlage
kann nach Durchfuhrung einer Grobprufung eine Verletzung der genannten, durch die EMRK garantierten Rechte bei
einer Ruckfuhrung des BF nach Afghanistan aufgrund der besonderen Gegebenheiten im konkreten Fall angesichts der
kurzen Entscheidungsfrist nicht mit der in diesem Zusammenhang erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden.

Das Bundesverwaltungsgericht war daher im Ergebnis gehalten, gemal38 18 Abs. 5 BFA-VG vorzugehen.
Eine 6ffentliche miindliche Verhandlung konnte gemal 8 21 Abs. 7 BFA-VGin Verbindung mit § 24 VwGVG entfallen.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung in der
Sache von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung;
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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